
Entschließungsantrag 

der Bundesräte Leinfellner, Pröller, Steiner-Wieser 
und weiterer Bundesräte .. 
betreffend Sonderinvestitionspaket für das Osterreichische Bundesheer und 
Anhebung des Regelbudgets „Militärische Angelegenheiten" auf 1 % des BIP 
zum Schutz der österreichischen Neutralität 

eingebracht im Zuge der Debatte über die Erklärung des Vizekanzlers u_~d ~er 
Bundesministerin für EU und Verfassung gemäß § 37 Abs. 4 GO-BR anlasshch 
der Umbildung der Bundesregierung sowie zur aktuellen Lage in der Krise 
zwischen Russland und der Ukraine, in der 938. Sitzung des Bundesrates, am 9. 
März 2022 

Krieg vor der Haustür 
Der Ukraine-Krieg hat Europa komplett überrascht. Alle EU-Staaten hätten eine 
derartige Entwicklung im 21. Jahrhundert in Europa nicht mehr für möglich gehalten. 
In der Ukraine führen Streitkräfte mit starken Panzer-Verbänden und anderen 
schweren Waffensystemen mit massiver Luftunterstützung einen konventionellen 
Krieg. Der 24. Februar 2022 hat einen europäischen Epochenwechsel eingeleitet, 
dessen Konsequenz eine wesentlich verbesserte Verteidigungsfähigkeit Europas sein 
muss. 

Deutschland investiert 100 Milliarden in die Bundeswehr 
Am 27. Februar 2022 berichtete die APA über das Vorhaben von Deutschlands 
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD), die Bundeswehr mit einem Sondervermögen von 
100 Milliarden Euro ausstatten zu wollen. Der Verteidigungsetat soll von nun an jedes 
Jahr mehr als zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts ausmachen. 

Der Ukraine-Konflikt muss auch für die österreichische Bundesregierung endlich ein 
eindringliches Warnsignal für die schnelle Wiederherstellung der Einsatzfähigkeit des 
österreichischen Bundesheeres und den Fähigkeitserhalt des Kampfes der 
verbundenen Waffen sein. 

Bundesheer in wenigen Stunden ausgeschaltet 
Die Salzburger Nachrichten berichteten am 28.2.2022 über das Bundesheer: 
„ Ohne ausreichende Luftabwehr wäre das Bundesheer bei einer Aggression 
binnen weniger Stunden ausgeschaltet. Die Eurofighter sind mangels 
Ausrüstung nicht konkurrenzfähig. Ohne Nachtsichtgeräte können sie den 
Luftraum in der Nacht nicht einmal überwachen, geschweige denn können sie 
ihn verteidigen. Weiters fehlen leichte Trainingsjets. Sie wurden 2020 ersatzlos 
außer Dienst gestellt. 

Artillerie und Kampfpanzer sind im Bundesheer nur noch rudimentär vorhanden. 
Auch die Abwehr von Drohnen, die im Ukraine-Konflikt eine wesentliche Rolle 
spielen, wäre ausbaufähig. Eine weitere Lehre aus dem Krieg lautet: Die 
Vorkehrungen gegen Cyberangriffe müssen verbessert werden. 
Ein Problem des Bundesheeres ist schließlich auch die geringe Mannstärke. Die 
Milizverbände fordern daher aus Anlass des Ukraine-Kriegs nun die 
Reaktivierung des Milizsystems mit verpflichtenden Truppenübungen." 
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Dringender Investitionsbedarf auch beim ÖBH 
Auch Bundespräsident Van der Bellen wies bereits 2018 in seiner Ansprache zum 
Nationalfeiertag auf die völlig unzulängliche Ausstattung des Bundesheers 
aufmerksam: 
,,In Anbetracht der derzeitigen Budgetentwicklung wird in den nächsten Jahren eine 
rote Linie überschritten werden, nämlich die der Einsatzbereitschaft. Fehlende 
Ressourcen gefährden nicht nur die Aufgabenerfüllung, sondern auch das Leben der 
Soldatinnen und Soldaten bei ihren Einsätzen." 

Der Bericht „Unser Heer 2030" stellt dazu fest: 

Sinkende Fähigkeit zur Aufgabenerfüllung ohne Investitionen 

Katastrophenhilfe 

iiiiii~:=:::===== 
Abwehroperation 

-== 0% 25% 50% 75% 100% 

Wird die bodengebundene Luftabwehr (,,Fliegerabwehr? keiner Kampfwertsteigerung 
unterzogen bzw. Neubeschaffungen durchgeführt, können modernen Bedrohungen 
aus der Luft wie beispielsweise Drohnenschwarme nicht abgewehrt werden. 
Großveranstaltungen, wie internationale Konferenzen und Sportereignisse können 
nicht vor Angriffen aus der Luft geschützt werden. Gleiches gilt für lebens-wichtige 
Räume und kritische Infrastruktur. Der Schutz der Bevölkerung und ihrer Lebens­
grundlagen sowie der Schutz der Soldaten und staatlicher Einrichtungen wäre nicht 
gewährleistet. 
(. . .) 
Ohne Kampfwertsteigerung der Kampfpanzer und Schützenpanzer gehen diese 
Fähigkeiten verloren. Die Wiederinbesitznahme eines verlorenen Staatsgebiets oder 
eine Neutralisierung von Gegnern mit erbeutetem Kriegsgerät wäre nur unter größtem 
Risiko für die eigenen Soldaten möglich. 
Zusätzlich erhöht sich das Risiko für eingesetzte Kräfte durch fehlende weitrechende 
Feuerunterstützung sowie Panzerschutz im urbanen Kampf 
Die territoriale Integrität kann nicht wiederhergestellt werden. 
(. . .) 
Ohne Panzerabwehr mittlerer und großer Reichweite können gepanzerte oder 
behelfsmäßig gepanzerte Fahrzeuge nicht effektiv bekämpft werden. 
Es ist kein ausreichender Schutz für Objekte sicherstellbar. Feindliche gepanzerte 
Fahrzeuge werden zur erhöhten Gefährdung für die eingesetzten Kräfte. 
(. .. )" 
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Vergleich mit der Schweiz 
Schweizer Medien war ist den letzten Tagen zu entnehmen, dass auch die Schweiz 
über eine Erhöhung des Verteidigungsbudgets nachdenkt, obwohl sie bereits jetzt über 
ein jährliches Verteidigungsbudget von ca. 5 Milliarden Franken (4,9 Mrd. Euro) 
verfügt. 

Viel zu geringes Budget für das Bundesheer 
Dem Bundesfinanzrahmengesetz 2022 ist das Budget für das Bundesheer bis 
2025 zu entnehmen. Die Obergrenzen für Auszahlungen „Militärische 
Angelegenheiten" sind festgelegt mit 2,7 Milliarden Euro für 2022, 2,6 Milliarden 
Euro für 2023, 2,6 Milliarden Euro für 2024 und 2,7 Milliarden Euro für 2025. Mit 
diesen Budgets sind aber die bestehenden Mängel und Fehlstände in der 
Ausrüstung und Bewaffnung des Bundesheeres nicht behebbar. 

Dem Bericht „Unser Heer 2030" ist dazu zu entnehmen: 
„Ohne dringend notwendige Investitionen kann das BH die österreichische 
Bevölkerung nicht mehr schützen. Dies erfordert eine deutliche Erhöhung des 
Verteidigungsbudgets mit einer Balance zwischen Personal, Betrieb und lnvest. 
Unser ÖBH benötigt, zur Erfüllung der Schutzoperation mindestens 1 % des BIPs, Für 
die Abwehr konventioneller Gegner würden 2% des BIPs erforderlich sein, dort liegt 
auch der internationale Standard." 

In Anbetracht des Krieges in Europa ist die laufende Heeresreform und die damit 
einhergehende Zerstörung der militärischen Landesverteidigung sofort zu stoppen. 
Das Österreichische Bundesheer muss in Struktur und Budgetierung auf die aktuelle 
Situation ausgerichtet werden. 

In diesem Zusammenhang stellen die unterfertigten Bundesräte nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, zum Schutz des Landes und seiner Bürger 
sowie der österreichischen Neutralität die laufende Heeresreform sofort zu stoppen 
und ein Sonderinvestitionspaket von einer Milliarde Euro noch im Jahr 2022 für das 
Österreichische Bundesheer zur Verfügung zu stellen sowie ab dem Jahr 2023 das 
jährliche Regelbudget „UG-14 Militärische Angelegenheiten" auf ein Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts anzuheben." 

( l61VFeCt/.J€fl.) 
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